
Satzung der Ortsgemeinde Hübingen zur Erhebung von einmaligen 
Beiträgen nach tatsächlichen Investitionsaufwendungen für die 
erstmalige Herstellung von Erschließungsanlagen (Erschließungs-
beitragssatzung - EBS - ) 
 

vom 13.02.2004 
 

Der Ortsgemeinderat Hübingen hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung Rheinland- 
Pfalz (GemO) vom 14. Dezember 1973 und des § 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) vom 
27.08.1997 - in der jeweils geltenden Fassung - folgende Satzung beschlossen, die hiermit 
bekannt gemacht wird: 

 

 

§ 1 

Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

 

Zur Deckung Ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für die erstmalige Herstellung 
von Erschließungsanlagen erhebt die Ortsgemeinde Hübingen Erschließungsbeiträge nach 
den Vorschriften des BauGB und dieser Satzung. 

 

§ 2 

Beitragsfähige Erschließungsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand nach Art und Umfang für 
 

1. öffentliche Straßen, Wege und Plätze im Sinne von § 127 Absatz 2 BauGB - ausgenom-
men solche in Kern, Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der 
Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, 
Kongress- und Hafengebiet - an denen eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare 
Nutzung  zulässig ist 

 

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn eine beidseitige und mit 
einer Breite bis zu 9 m, wenn eine entsprechende einseitige Nutzung zulässig ist. 

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn eine beidseitige und 
mit einer Breite bis zu 12 m, wenn eine entsprechende einseitige Nutzung zulässig 
ist. 

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn eine beidseitige 
und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine entsprechende einseitige Nutzung zu-
lässig ist. 
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2. öffentliche Straßen, Wege und Plätze im Sinne von § 127 Absatz 2 BauGB in Kern-, Ge-
werbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszent-
ren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, 
an denen eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung zulässig ist, mit einer 
Breite bis zu 18 m, wenn eine entsprechende beidseitige und mit einer Breite bis zu 13 
m, wenn eine einseitige bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung zulässig ist. 

 

3. die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht 
befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete im Sinne von § 127 Absatz 2 
Nummer 2 (z. B. Fußwege, Wohnwege) mit einer Breite bis zu 5 m, 

 

4. Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete im Sinne von § 127 Absatz 2 Nummer 3 
BauGB mit einer Breite bis zu 18 m, 

 

5. Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche, Mischflächen (Flächen, die innerhalb der 
Straßenbegrenzungslinien Funktionen von Teileinrichtungen miteinander kombinieren 
und bei denen auf eine Funktionstrennung ganz oder teilweise verzichtet wird) bis zu den 
jeweils in Nummer 1 genannten Höchstbreiten. 

 

6. Parkflächen, 

a) die Bestandteil der Erschließungsanlagen gemäß Nummer 1, 2, 4 und 5 sind, bis zu 
einer weiteren Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen gemäß Nummer 1, 2, 4 und 5, aber 
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind (selbständige Parkflächen), bis zu 15 % der Flächen der erschlos-
senen Grundstücke, 

7. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 

 

a) die Bestandteil der Erschließungsanlagen gemäß Nummer 1 bis 5 sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen gemäß Nummer 1 bis 5, aber nach 
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung not-
wendig sind (selbständige Grünanlagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlosse-
nen Grundstücke. 

 

(2) Die in Absatz 1 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Ergeben sich nach Absatz 
1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Erschließungsanlage die größte 
Breite.  

 

(3) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendeplatz, so erhöhen sich im Bereich des 
Wendeplatzes die in Absatz 1 Nummer 1, 2, 4 und 5 angegebenen Maße - unter Berück-
sichtigung der Breiten nach Absatz 2 - um die Hälfte, bei Erschließungsanlagen nach den 
Nummern 1 und 2 mindestens aber um 8 m. 
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§ 3 

Ermittlungsgrundsatz und Ermittlungsgebiet 
 

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage oder 
nach Beschluss des Ortsgemeinderates für bestimmte Abschnitte der Erschließungsanlage 
nach den tatsächlichen Investitionsaufwendungen ermittelt. Für mehrere Anlagen, die für die 
Erschließung der Grundstücke eine Einheit bilden, kann der Erschließungsaufwand insge-
samt ermittelt werden. 

 

§ 4 

Gegenstand der Beitragspflicht 

 

Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche, gewerbliche oder ver-
gleichbare Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dür-
fen. Erschlossene Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festge-
setzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind 
und nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 

§ 5 

Gemeindeanteil  

 

Die Ortsgemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 

 

§ 6 

Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche. Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 5 
reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke 
im jeweiligen Abrechnungsgebiet nach deren Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die 
mögliche unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß 
berücksichtigt. 

 

(2)  Als Grundstücksfläche nach Absatz 1 gilt: 
 

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teil-
weise überplant und der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach § 34 
BauGB zuzuordnen, so ist die Fläche des Buchgrundstückes maßgebend. Hat ein 
Bebauungsplan den Verfahrensstand nach § 33 BauGB erreicht, ist dieser maßge-
bend. Nummer 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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2. In unbeplanten Gebieten innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles nach 
§ 34 BauGB  

a) bei Grundstücken, die unmittelbar an eine Erschließungsanlage angrenzen, der 
Flächenbereich zwischen der gemeinsamen Grundstücks- und Erschließungsan-
lagengrenze und einer im senkrechten Abstand von 35 m dazu gezogenen Linie, 
sofern die jenseits der Tiefenbegrenzungslinie liegendenden Grundstücksteile – 
gegebenenfalls auch unter Einbeziehung von Grundstücksteilen innerhalb der Tie-
fenbegrenzung – nicht im Sinne von § 133 Absatz 1 Satz 1 oder 2 BauGB baulich, 
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise selbständig nutzbar sind. 
Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung zur Erschlie-
ßungsanlage darstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unbe-
rücksichtigt (Tiefenbegrenzung bei unmittelbar angrenzenden Grundstücken). 

 

b) bei Grundstücken, die nicht unmittelbar an eine Erschließungsanlage angrenzen, 
mit dieser aber durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden 
sind (Hinterliegergrundstücke), der Flächenbereich zwischen der gemeinsamen 
Grundstücks- und Erschließungsanlagengrenze und einer im senkrechten Abstand 
von 35 m dazu gezogenen Linie, sofern die jenseits der Tiefenbegrenzungslinie 
liegendenden Grundstücksteile – gegebenenfalls auch unter Einbeziehung von 
Grundstücksteilen innerhalb der Tiefenbegrenzung – nicht im Sinne von § 133 Ab-
satz 1 Satz 1 oder 2 BauGB baulich, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer 
Weise selbständig nutzbar sind. Grundstücksteile, die ausschließlich eine wege-
mäßige Verbindung zur Erschließungsanlage darstellen, bleiben bei der Bestim-
mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt (Tiefenbegrenzung bei nicht unmit-
telbar angrenzenden Grundstücken). 

 

c) bei Grundstücken, die über die vorgenannte tiefenmäßige Begrenzung hinausge-
hen und jenseits der Tiefenbegrenzungslinie – gegebenenfalls auch unter Einbe-
ziehung von Grundstücksteilen innerhalb der Tiefenbegrenzung – im Sinne von §  
133 Absatz 1 Satz 1 oder 2 BauGB baulich, gewerblich, industriell oder in ver-
gleichbarer Weise selbständig nutzbar sind, die nach Buchstabe a) oder b) ermit-
telte Fläche zuzüglich der nach § 34 BauGB und den bauordnungsrechtlichen Be-
stimmungen hinter der Tiefenbegrenzungslinie liegenden beitragsrelevant nutzba-
ren Fläche (Tiefenbegrenzung für sogenannte übertiefe Grundstücke). 

 
 
(3) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung von Grundstücken in Kern-, 

Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach Absatz 2 maßgebende Grundstücksfläche 
um 20 v.H. erhöht. Dies gilt entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in 
ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten. Bei überwiegend ge-
werblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt genutzte 
Grundstücke) in sonstigen Baugebieten wird die nach Absatz 2 maßgebende Grund-
stücksfläche um 10 v.H. erhöht. 

 

(4) Soweit im Abrechnungsgebiet eine unterschiedliche bauliche, gewerbliche oder ver-
gleichbare Nutzung zulässig ist, wird der nach den §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 5 
reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand - abweichend von Absatz 1 - auf die er-
schlossenen Grundstücke nach deren Geschossflächen verteilt. Den Geschossflächen 
werden bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten 20 v. H. der Ge-
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schossfläche hinzugerechnet. Dies gilt entsprechend für überwiegend gewerblich, indus-
triell oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke (gemischt genutzte Grundstücke) in 
sonstigen Baugebieten.  

 

(5) Die Berechnung der Geschossfläche erfolgt durch Vervielfachung der Grundstücksfläche 
mit der Geschossflächenzahl. Für die Berechnung der Geschossfläche gilt: 

 

1. In beplanten Gebieten wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Ge-
schossflächenzahl zugrunde gelegt. 

2. Ist statt einer Geschossflächenzahl nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist diese zur 
Ermittlung der Geschossflächenzahl durch 3,5 zu teilen. Ist keine Geschossflächenzahl, 
aber eine Grundflächenzahl und die Gebäudehöhe festgesetzt, gilt das Vielfache aus der 
Grundflächenzahl und dem Quotienten aus der Gebäudehöhe und der Zahl 3,5. Bruch-
zahlen werden auf eine Stelle hinter dem Komma auf- oder abgerundet. 

 

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nummer 1 
und 2 entsprechend. 

 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder der Bebauungsplan die nach Nummer 2 erfor-
derlichen Festsetzungen nicht enthält, gelten für die Berechnung der Geschossfläche fol-
gende Geschossflächenzahlen: 

a) in Wohn-, Misch-, Dorf- und Ferienhausgebieten bei 

einem zulässigen Vollgeschoss                0,5 
zwei zulässigen Vollgeschossen                0,8 
drei zulässigen Vollgeschossen                1,0 
vier und fünf zulässigen Vollgeschossen             1,1 
sechs und mehr zulässigen Vollgeschossen            1,2 

 
b) in Kern- und Gewerbegebieten bei 

       einem zulässigen Vollgeschoss                1,0 
       zwei zulässigen Vollgeschossen                1,6 
       drei zulässigen Vollgeschossen                2,0 
       vier und fünf zulässigen Vollgeschossen             2,2 
       sechs und mehr zulässigen Vollgeschossen            2,4 

 

Als zulässig im Sinne von Buchstabe a) und b) gilt die auf den Grundstücken in der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhandene Zahl der Vollgeschosse oder, soweit Be-
bauungsplanfestsetzungen für diese Grundstücke erfolgt sind, die dort festgesetzten 
Vollgeschosse. 

c)  In Industrie- und sonstigen Sondergebieten   2,4 

 
d)  In Wochenendhaus und Kleingartengebieten   0,2 

 
e)  In Kleinsiedlungsgebieten   0,4 
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f) Kann eine Zuordnung zu einem der in Buchstabe a) bis e) genannten Bauge- 
     bietstypen nicht vorgenommen werden (diffuse Nutzung), wird bei bebauten Grund- 
     stücken auf die vorhandene Geschossfläche, bei unbebauten aber bebaubaren  
     Grundstücken darauf abgestellt, was nach § 34 BauGB bei Berücksichtigung des in  
     der näheren Umgebung des Grundstücks vorhandenen Maßes der tatsächlichen  
     Nutzung zulässig ist. 

 

5. Bei Grundstücken gilt 0,5 als Geschossflächenzahl, soweit der Bebauungsplan 

 

a) Gemeinbedarfsflächen ohne Festsetzung einer Geschossflächenzahl oder anderer 
Werte, anhand derer die Geschossfläche nach den vorstehenden Regelungen fest-
gestellt werden könnte, vorsieht, 

 

b) nur gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder eine 
im Verhältnis zur gewerblichen, industriellen oder vergleichbaren Nutzung unterge-
ordnete Bebauung zulässt, 

 

6. Bei Grundstücken für die der Bebauungsplan nur Friedhöfe, Freibäder, Sport-, Fest- und 
Campingplätze sowie sonstige Anlagen - die nach ihrer Zweckbestimmung im wesentli-
chen nur in einer Ebene genutzt werden können - gestattet, gilt 0,4 als Geschossflächen-
zahl. Dies gilt für Grundstücke außerhalb von Bebauungsplangebieten, die entsprechend 
Satz 1 tatsächlich genutzt werden, entsprechend. 

 

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt 
die aus den Regelungen des Bebauungsplanes abgeleitete Garagen- oder Stellplatzflä-
che. Soweit keine Festsetzungen erfolgt sind, gilt 0,5 als Geschossflächenzahl. 

 

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Absatz 4 BauGB 
liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend ange-
wandt, wie sie bestehen für 

 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige  
Nutzungsmaß getroffen sind, 

 

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zu-
lässige Nutzungsmaß enthält. 

 

9.   Ist die tatsächliche Geschossfläche größer als die nach den vorstehenden Regelungen 
berechnete, so ist diese zugrunde zu legen. 

(6) Absatz 5 gilt nicht für die Abrechnung selbständiger Grünanlagen. 

(7) Ergeben sich bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden die-
se auf volle Zahlen auf- und abgerundet. 
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§ 7 
 

Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

 

(1) Baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise nutzbare Grundstücke an zwei aufein-
anderstoßenden Erschließungsanlagen (Eckgrundstücke) und Grundstücke zwischen 
zwei Erschließungsanlagen (durchlaufende Grundstücke) sind für beide Erschließungs-
anlagen beitragspflichtig, wenn sie durch beide Anlagen erschlossen werden und die 
Voraussetzungen des § 133 Absatz 1 BauGB vorliegen. 

 

(2) Für Grundstücke, die durch zwei gleichartige Erschließungsanlagen nach dieser Satzung 
erschlossen sind, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitragsatzes mit 50 
v. H. veranlagt, soweit beide Erschließungsanlagen voll in der Baulast der Ortsgemeinde 
stehen. Stehen die beiden Erschließungsanlagen nicht voll in der Baulast der Ortsge-
meinde wird die Vergünstigung nach Satz 1 nur für die in der Baulast der Ortsgemeinde 
stehenden gleichartigen Teileinrichtungen der Erschließungsanlagen veranlagt. 

 

(3) Für Grundstücke, die durch mehr als zwei gleichartige Erschließungsanlagen nach dieser 
Satzung erschlossen sind, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitrags-
satzes durch die Zahl der Erschließungsanlagen geteilt, soweit die Anlagen voll in der 
Baulast der Ortsgemeinde stehen. Stehen die Erschließungsanlagen nicht voll in der 
Baulast der Ortsgemeinde, wird die Vergünstigung nach Satz 1 nur für die in der Baulast 
der Ortsgemeinde stehenden gleichartigen Teileinrichtungen der Erschließungsanlagen 
veranlagt. 

 

(4) Soweit eine Tiefenbegrenzung nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 dieser Satzung zu zwei oder 
mehreren Verkehrsanlagen angesetzt wird, gelten die Regelungen nach Absatz 2 und 3 
nur für die sich überschneidenden Grundstücksteile. 

 

 

§ 8 

 

Entstehung der Beitragspflicht 

 

Teilbeitrag 

 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen. 
Für Teilbeträge entsteht die Beitragspflicht, sobald die Maßnahmen, deren Aufwand 
durch die Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen sind. Im Falle des § 128 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB entsteht die Beitragspflicht mit der Übernahme durch die 
Gemeinde. 
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(2)  Der Erschließungsbeitrag kann für  

1. den Grunderwerb 

2. die Freilegung 

3. die Fahrbahn 

4. Fuß- und Radwege 

5. Gehwege 

6. (unselbständige) Parkflächen 

7. (unselbständige) Grünanlagen 

8. Mischflächen 

9. Entwässerungseinrichtungen 

10. Beleuchtungseinrichtungen 

 

gesondert und unabhängig von der vorstehenden Reihenfolge selbständig als Teilbei-
trag erhoben werden, sobald die jeweilige Maßnahme, deren Aufwand gedeckt werden 
soll, abgeschlossen ist (Kostenspaltung). Der maßgebende Zeitpunkt wird gesondert 
festgestellt. 

 

 

 

§ 9 
 

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

 

(1) Soweit die Ortsgemeinde im Einzelfall nicht etwas anderes beschließt, sind die in § 127 
Absatz 2 Nummer 1 bis 3 BauGB genannten öffentlichen Erschließungsanlagen sowie 
selbständige Parkflächen im Sinne von § 127 Absatz 2 Nummer 4 BauGB endgültig her-
gestellt, wenn 

 

a) ihre Flächen im Eigentum der Ortsgemeinde stehen                         und 

 

b) sie über die im Bauprogramm festgelegten betriebsfertigen Anlagen und Einrichtun-
gen verfügen. Soweit die Ortsgemeinde im Einzelfall nicht etwas anderes beschließt, 
ist diese Voraussetzung mit der betriebsfertigen Herstellung der Entwässerungs- und 
Beleuchtungseinrichtungen erfüllt. Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus 
dem Bauprogramm. In Einzelfällen ist die Ortsgemeinde berechtigt, auf die Herstel-
lung von Entwässerungs- und / oder Beleuchtungseinrichtungen zu verzichten. Dies 
gilt insbesondere bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen und 
selbständigen Parkflächen. 
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(2) Soweit die Ortsgemeinde im Einzelfall nicht etwas anderes beschließt, sind die sich aus  

      dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage  

      endgültig hergestellt, wenn  

 

a) die in § 127 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 BauGB genannten Erschließungsanlagen sowie 
selbständige und unselbständige Parkflächen im Sinne von § 127 Absatz 2 Nummer 4 
BauGB eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Be-
ton, Platten oder Pflaster aufweisen. Soweit im Bauprogramm eine andere Befesti-
gung bzw. eine andere Decke beschlossen ist, gilt diese - abweichend von Absatz 2 
Satz 1 - als Merkmal der endgültigen Herstellung. 

 

b) unselbständige Grünanlagen gärtnerisch bzw. landespflegerisch gestaltet sind, 

 

c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Absatz 2 Buchstabe a) herge-
stellt und die unbefestigten Teile gemäß Absatz 2 Buchstabe b) gestaltet sind. 

 

(3) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der 
Ortsgemeinde stehen und gärtnerisch bzw. landespflegerisch gestaltet sind. 

 

§ 10 

 
Vorausleistungen 

(1) Die Ortsgemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht 
in vollem Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen 
endgültigen Erschließungsbeitrages erheben, wenn 

 

a) mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen wurde                    und 

 

b) die endgültige Herstellung der Erschließungsanlagen innerhalb von vier Jahren zu er 
warten ist (sogenannte Herstellungsalternative gemäß § 133 Absatz 3 Satz 1 BauGB). 

 

(2)Vorausleistungen auf Erschließungsbeiträge können auch in mehreren Raten oder im 
Rahmen der Erhebung von Teilbeiträgen nach § 8 Absatz 1 und 2 erhoben werden. Die 
Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld  zu verrechnen, auch wenn der Vor-
ausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
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§ 11 

 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

Vor Entstehung der Beitragspflicht kann die Ablösung des Erschließungsbeitrages vereinbart 
werden. Soweit die Ortsgemeinde keine besonderen Ablösebestimmungen erlässt, bemisst 
sich der Ablösungsbetrag nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe des BauGB 
und dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages. 

 

§ 12 

Beitragsschuldner 

 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des beitragspflichtigen Grundstückes ist. 

 (2)  Bei Wohnungs- und Teileigentum im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) 
sind  die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentums-
anteil beitragspflichtig. 

(3)  Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

 

§ 13 

 
Veranlagung und Fälligkeit 

 

(1) Die Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen Bescheid fest-
gesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides zur Zahlung fällig. 

 

(2) Der Beitragsbescheid enthält: 

1. die Bezeichnung des Beitrages, 

2. den Namen des Beitragsgläubigers, 

3. den Namen des Beitragsschuldners, 

4. die Bezeichnung des Grundstückes, 

5. die Bezeichnung der abzurechnenden Anlage, 

6. den zu zahlenden Betrag, 

7. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, 
des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung, 

8. die Festsetzung des Fälligkeitstermins, 

9. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht und 

10.  eine Rechtsbehelfsbelehrung. 
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§ 14 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung  in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Ortsgemeinde Hübingen zur Erhebung von einmaligen 
Beiträgen nach tatsächlichen Investitionsaufwendungen für die erstmalige Herstellung 
von Erschließungsanlagen (Erschließungsbeitragssatzung - EBS -) vom 05.09.2002  

      außer Kraft. 

(3) Soweit Beitragsansprüche nach der auf Grund von Absatz 2 aufgehobenen Satzung ent-
standen sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter. 

 
56412 Hübingen, 13.02.2004            Ortsgemeinde Hübingen 
 
 
            (Siegel) 
 
                     _____________________ 
                        (Noll) 
                      Ortsbürgermeister 
 


